
und Finnland sagen... Viele glauben nicht daran, daß 
zwischen einer großen und einer kleinen Nation auf Gleich­
berechtigung beruhende Beziehungen bestehen können. Wir 
Sowjetmenschen sind aber der Ansicht, daß solche Bezie­
hungen bestehen können und bestehen sollen. Die Sowjet­
menschen sind der Ansicht, daß jede Nation, ob groß oder 
klein, ihre qualitativen Besonderheiten besitzt, ihre Eigen­
art, die nur ihr gehört und die andere Nationen nicht be­
sitzen. Diese Besonderheiten sind jener Beitrag, den jede 
Nation zum gemeinsamen Schatz der Weltkultur leistet und 
mit dem sie ihn ergänzt, ihn bereichert. In diesem Sinne 
sind alle Nationen, die kleinen und die großen, in der glei­
chen Lage, und jede Nation ist jeder beliebigen anderen 
Nation gleichbedeutend.

Darum sind die Sowjetmenschen der Ansicht, daß F i n n ­
l a n d  a l s  e i n  g l e i c h b e r e c h t i g t e r  P a r t n e r  d e r  
S o w j e t u n i o n  dasteht.“

Audi diese Worte J. W. Stalins liefern den klaren Be­
weis, daß es keinen Widerspruch zwischen den Zielen der 
sowjetischen Außenpolitik und den nationalen Interessen 
der Völker der ganzen Welt geben kann, denn die Sowjet­
union setzt ihre ganze Kraft für die Unabhängigkeit der 
Völker, für die friedliche Entwicklung aller Länder und 
für die Erhaltung des Friedens der Welt ein.
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Warum führt die Sowjetunion eine -

und keine Kriegspolitik?
Diese Frage stellten die Genossen eines Zirkels im Mi­

nisterium für Post- und Fernmeldewesen.

A n t w o r t :

Die Friedenspolitik der Sowjetunion ergibt sich aus dem 
Wesen der sozialistischen Gesellschaft.

Während in den USA eine Handvoll Milliardäre, die 
allein am zweiten Weltkrieg 52 Milliarden Dollar verdient 
haben, die Innen- und Außenpolitik des Landes bestim­
men und in unersättlicher Profitgier den Krieg um die 
Weltherrschaft zu entfesseln suchen, wurden in der So­
wjetunion die monopolistischen und feudalistischen Kriegs­
brandstifter, die Urheber und Nutznießer der imperialisti­
schen Kriege, liquidiert.

Die Niederwerfung der Macht der Kapitalisten und 
Grundbesitzer im Jahre 1917, der Übergang der Macht in 
die Hände der Werktätigen — das ist die wichtigste Grund­
lage der sowjetischen Gesellschaftsordnung.

Den Besten des Volkes, Helden der Arbeit, hervorragen­
den Wissenschaftlern und Politikern vertraut das sowjetische 
Volk seitdem die Staatsführung an. Sie steuern das Staats­
schiff im Interesse der Werktätigen, dadurch ist der Staats­
apparat in der Sowjetunion zu einer starken Waffe zur 
Verteidigung der Interessen des sowjetischen Volkes ge­
worden.

Welche Interessen haben die Werktätigen in der Sowjet­
union? Sie wollen den Kommunismus aufbauen und in 
Wohlstand und Glück leben. Die ungeheuren Zerstörungen 
und Verluste an Produktionsstätten, Kulturgütern und 
wertvollen Menschenleben, die ein Krieg mit sich bringt, 
sind das schwerste Hindernis auf dem Wege zur Erreichung 
des großen Zieles der Sowjetvölker.

Deshalb braucht die Sozialistische Sowjetunion den Frie­
den, deshalb kämpft sie für einen dauerhaften Frieden.

Die Innenpolitik wie auch die Außenpolitik der Sowjet­
union basiert auf der Anerkennung der Gleichberechtigung 
aller Völker, auf der Achtung ihrer Freiheit und Unabhän­
gigkeit.

Der sowjetische Staat selbst ist das hervorragendste Bei­
spiel für diese Politik. Er ist auf der völligen Gleichberech­
tigung aller in ihm lebenden Nationalitäten, auf der uner­
schütterlichen Freundschaft der Völker begründet und offen­
barte im Großen Vaterländischen Krieg vor aller Welt seine 
Festigkeit.

Ausgehend von den Prinzipien der Anerkennung der 
Gleichberechtigung und Unabhängigkeit der Völker kämpft 
die Sowjetunion deshalb unermüdlich für ein einheitliches 
demokratisches Deutschland gegen alle Machenschaften der 
amerikanischen Kriegstreiber, die Deutschland für immer 
zerreißen und versklaven wollen.

Alle Völker, die von imperialistischen Machthabern unter­
drückt und ausgebeutet werden, haben die volle Unter­
stützung und Sympathie der Sowjetunion.

Zum Unterschied von der Außenpolitik der imperialisti­
schen Staaten, die von den Ausbeuterklassen diktiert wird, 
dient die Außenpolitik der Sowjetunion den Interessen der 
gesamten fortschrittlichen Menschheit. Die grundlegende Be­
sonderheit der sowjetischen Außenpolitik ist ihr konse­
quenter Kampf um den Frieden gegen die imperialisti­
schen Kriegsbrandstifter.

Für die Sowjetunion ist ein dauerhafter Frieden eine der 
wichtigsten Voraussetzungen für den Aufbau des Kommu­
nismus. In dem Interview mit einem Korrespondenten der 
„Prawda“ entlarvt Genosse Stalin die Kriegstreiber, die be­
haupten, die Sowjetunion habe aggressive Absichten:

„Wenn Premierminister Attlee auf dem Gebiete der 
Finanz- und Wirtschaftswissenschaften wirklich bewan­
dert wäre, so würde er ohne Mühe verstehen, daß kein 
einziger Staat, also auch die Sowjetunion nicht, in vollem 
Umfange die Friedensindustrie entwickeln kann, große 
Bauvorhaben, die Milliardensummen staatlicher Aus­
gaben erfordern, beginnen kann, die Politik der syste­
matischen Preissenkung für Massenbedarfsartikel, die 
ebenfalls Dutzende von Milliarden erfordert, fortsetzen 
kann, Hunderte von Milliarden für den Wiederaufbau der 
durch die deutschen Okkupanten zerstörten Volkswirt­
schaft aufwenden und außerdem gleichzeitig seine Streit­
kräfte vergrößern und seine Kriegsindustrie entfalten 
kann. Es ist nicht schwer zu verstehen, daß eine solche 
unvernünftige Politik zum Staatsbankrott führen würde.“

E l s e  K l i n g e b e r g
Literaturangaben:

J. W. Stalin, Interview mit einem Korrespondenten der 
„Prawda“,

„Neues Deutschland“, Ausgabe А vom 18. Februar 1951,
„Neues Deutschland“, Ausgabe В vom 17. Februar 1951,

„Fragen des Leninismus“, S. 690-692, (Rede auf dem XVIII. 
Parteitag),

Reden und Beschlüsse des Informationsbüros 1949, S. 13-16.

37


